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EZ/OZ: 1259/2

Schriftliche Anfragebeantwortung (§ 66 GeoLT)
eingebracht am 21.05.2026, 21:33:22

Zu:
1259/1 Wie reagiert die Landesregierung auf die Asbestgefahr? Gesundheitsschutz statt NGO-
Bashing!
(Schriftliche Anfrage an ein Mitglied der Landesregierung (§ 66 GeoLT))

Landtagsabgeordnete(r): LTAbg. Lambert Schönleitner (Grüne), LTAbg. Sandra Krautwaschl (Grüne),
LTAbg. Veronika Nitsche, MBA (Grüne)
Regierungsmitglied(er): Landesrat Mag. Hannes Amesbauer, BA

Betreff:
Wie reagiert die Landesregierung auf die Asbestgefahr? Gesundheitsschutz statt NGO-Bashing!

Die Anfrage vom 27.03.2026, Einl.Zahl 1259/1 der Abgeordneten LTAbg. Lambert Schönleitner, LTAbg.
Sandra Krautwaschl und LTAbg. Veronika Nitsche, MBA betreffend "Wie reagiert die Landesregierung
auf die Asbestgefahr? Gesundheitsschutz statt NGO-Bashing!" beantworte ich wie folgt:

1. Wann wurden Sie erstmals über mögliche Asbestbelastungen im Zusammenhang mit
burgenländischen Steinbrüchen informiert?

Aus den Medien Ende Jänner 2026. 

 

2. Welche konkreten Maßnahmen hat Ihr Ressort seit den ersten Medienberichten im Jänner 2026
gesetzt (bitte chronologisch auflisten)?

Selbstverständlich wird die Thematik sehr ernst genommen, weshalb auch der Abteilung 13 die Prüfung
der Asbest-Problematik zugeteilt wurde. Es darf aber auf die bereits beantwortete dringliche Anfrage der
Grünen verwiesen werden, in welcher zusammenfassend zum Ergebnis gekommen wurde, dass derzeit
keine Gefährdung jeglicher Art für die Bevölkerung im Rahmen der derzeit bestehenden (bundes-)
gesetzlichen Regelungen besteht.

Aufgrund der medialen Berichte wurde direkt Kontakt mit der Abteilung 13 sowie mit der zuständigen
Bezirkshauptmannschaft aufgenommen. Das Land hat jene Oberbehörde beauftragt, gemeinsam mit der
zuständigen Bezirkshauptmannschaft ein strukturiertes Vorgehen einzuleiten. So wurden umgehend
seitens der Bezirkshauptmannschaft Kontakt mit den betroffenen Gemeinden aufgenommen.

Seit der dringlichen Anfrage der Grünen gab es weitere Gespräche mit der Gemeinde Neudau und der
Gemeinde Hartberg sowie der Bezirkshauptmannschaft Hartberg-Fürstenfeld. Aber auch aus diesen
Korrespondenzen haben sich keine neuen Ergebnisse bzw. Gefährdungen für die Bevölkerung ergeben.

XIX. GESETZGEBUNGSPERIODE
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Darüber hinaus wurde mit der Task Force des Burgenlands Kontakt aufgenommen. Neue Anhaltspunkte
ergaben sich hieraus aber nicht, zumal die Steinbrüche im Burgenland mit jenen der Steiermark nicht
vergleichbar sind.

Zudem fand eine umfassende Erörterung der Thematik am 24. Februar 2026 statt, an der zahlreiche
Vertreter der Abteilungen 13, 15 und der Bezirkshauptmannschaft Hartberg-Fürstenfeld teilnahmen,
zusätzlich wohnten die beiden zuständigen Regierungsmitglieder für die Abteilung 13 und 15 der
Besprechung bei. Zusammenfassend kam man zum Ergebnis, dass keinesfalls „Gefahr im Verzug“
herrsche, weshalb weiterführende Schritte rechtlich nicht umsetzbar wären.

 

3. Welche Behörden des Landes wurden wann mit welchen konkreten Aufträgen betraut oder
wurden selbstständig aktiv (chronologische Auflistung)?

Es fanden, wie in der Antwort zu Frage 2 erwähnt, zeitgleich Gespräche mit den Abteilungen 13, 15
sowie der Bezirkshauptmannschaft Hartberg-Fürstenfeld statt, um den Sachverhalt zu erheben sowie die
rechtlichen bzw. technischen Normen für die Asbest-Causa festzustellen. Meine direkte Zuständigkeit
besteht allerdings nur für die Abteilung 13.

Es liegt zudem im Verantwortungs- und Entscheidungsbereich der zuständigen Behörde, ob diese tätig
wird oder nicht, weshalb es für ein konkretes Tätigwerden auch keinerlei Weisungen eines Mitglieds der
Landesregierung bedarf.

 

4. Falls keine Maßnahmen gesetzt wurden: Aus welchen Gründen ist dies unterblieben?

5. Haben Sie eine systematische Überprüfung potenziell betroffener Standorte in der Steiermark
veranlasst?

6. Wenn ja: Welche Standorte wurden überprüft (bitte um Auflistung nach Bezirken)?

7. Wenn nein: Warum wurde eine solche Überprüfung bislang nicht durchgeführt?

8. Welche Messergebnisse liegen dem Land Steiermark aktuell hinsichtlich Asbestbelastung im
Boden, in Material und in der Luft vor?

9. Wo wurden Messungen durchgeführt und nach welchen Standards?

10. Welche Grenz- bzw. Richtwerte werden dabei herangezogen?

11. Welche Maßnahmen wurden zum Schutz der Bevölkerung in betroffenen Gebieten gesetzt?

12.Welche Informationen wurden den betroffenen Gemeinden zur Verfügung gestellt?

Die Fragen 4 bis 12 dürfen gemeinsam beantwortet werden:

Ebenfalls auf die bisherigen Ausführungen in der Asbest-Causa verweisend, darf einleitend abermals
festgestellt werden, dass derzeit keine Gefahr für die Bevölkerung besteht. Es wird auf die bestehende
Geschäftsverteilung der Mitglieder der Steiermärkischen Landesregierung in Verbindung mit der
Geschäftseinteilung des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung hingewiesen. Demnach
beschränkt sich für die gegenständliche Causa die Zuständigkeit auf das Mineralrohstoffgesetz, das bei
Steinbrüchen zur Anwendung kommt. Dabei ist klarzustellen, dass es sich hierbei um ein Bundesgesetz
handelt, welches von der Montanbehörde (= Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit) und den
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Bezirksverwaltungsbehörden vollzogen wird. Die in meine Zuständigkeit fallende Abteilung 13 ist dabei
lediglich als Oberbehörde sachlich und örtlich zuständig. Gemäß § 3 Allgemeines
Verwaltungsverfahrensgesetz müssten sich die Steinbrüche also örtlich in der Steiermark befinden, um
überhaupt irgendeinen Anknüpfungspunkt zur Zuständigkeit zu begründen. Es liegen derzeit nach
Auskunft der Umweltabteilung (zuständig als juristische Oberbehörde) sowie der für technische
Angelegenheiten zuständigen Abteilung keinerlei Verdachtsmomente in der Steiermark vor, die
weitreichende Schritte rechtfertigen würden.

So bestehen für die Inverkehrbringung von Baumaterialien klare gesetzliche Regelungen –
Gesetzgebung und Vollzug liegen diesbezüglich aber nicht in meiner Zuständigkeit. Wie bereits im
selbstständigen Antrag der KPÖ (EZ/OZ: 1244/1) richtig erkannt wurde, bestehen derzeit keinerlei wie
auch immer gearteten gesetzlichen Grenzwerte für Asbest in der Luft, weshalb im vorstehend genannten
Antrag auch die Landesregierung aufgefordert wird, an die Bundesregierung mit dem Anliegen der
Schaffung von gesetzlichen Grenzwerten zum Thema Asbest heranzutreten. Lediglich im Bereich des
Arbeitnehmerschutzes, der in allen einschlägigen Verwaltungsverfahren zur Anwendung kommt, gibt es
Grenzwerte zum Schutz der Arbeitnehmer. Die Einhaltung dieser Grenzwerte wird vom
Arbeitsinspektorat sichergestellt. Als logische Konsequenz folgt daraus, dass keine Gefährdung für die
Bevölkerung bestehen kann, wenn selbst ein Arbeitnehmer, der mit solchem Material direkt in Kontakt
kommt, nicht gefährdet oder unzumutbar belästigt wird.

Es darf abschließend nochmals in Erinnerung gerufen werden, dass immer nur im Rahmen der
bestehenden gesetzlichen Regelungen bzw. der Zuständigkeit eine Tätigkeit entfaltet werden kann.

 

13. Wurden die Gesundheitsbehörden in die Bewertung der Situation eingebunden?

Es ist darauf zu verweisen, dass die Gesundheitsbehörden nicht in den Zuständigkeitsbereich fallen,
weshalb hierzu keine Antwort gegeben werden kann. Eine Beiziehung erschiene allerdings nicht
angezeigt, da es keine gesetzlichen Grenzwerte gibt und somit kein verbindlicher Prüfungsmaßstab zur
Anwendung kommen kann.

„Für den Asbestfasergehalt in der Raumluft gibt es einen rechtlich verbindlichen Grenzwert im
Arbeitnehmerinnenschutz von 10.000 lungengängigen Asbestfasern pro Kubikmeter Luft. Dieser
Grenzwert gilt für Arbeitsbereiche, insbesondere in Innenräumen, und ist kein Grenzwert für die
öffentlichen Interessen im Sinne der Bevölkerung und für die Umwelt generell. Für die Außenluft, in
Wohngebieten oder auf Spielplätzen – existieren derzeit keine gesetzlich festgelegten Grenzwerte.“
(vgl.  https://www.burgenland.at/service/medienservice/aktuelle-meldungen/detail/burgenland-startet-
vorsorglich-luftmessungen-zu-asbest/)

 

14. Haben Sie eine Liste der belieferten Orte, Gemeinden oder Betriebe von den betroffenen
Steinbruchbetreibern eingefordert?

15. Wenn ja: Wann und mit welchem Ergebnis?

16. Wenn nein: Warum wurde auf diese zentrale Informationsgrundlage verzichtet?

17. Welche Erkenntnisse liegen dem Land über Lieferketten asbesthaltigen Materials in die
Steiermark vor?

Die Fragen 14 bis 17 dürfen gemeinsam beantwortet werden:

Diesbezüglich darf auf die bereits erfolgte Beantwortung der Fragen 4 bis 12 verwiesen werden. Zudem
ist abermals darauf zu verweisen, dass Steinbrüche dem Mineralrohstoffgesetz unterliegen, für welche
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gemäß MinroG die Montanbehörden bzw. Bezirksverwaltungsbehörden zuständig sind. Es liegt an den
jeweiligen Einkäufern (etwa Gemeinden oder auch Private), ihre Lieferketten zu überprüfen, ansonsten
würde ohne rechtliche Grundlage eine Generalzuständigkeit für sämtliche Einkäufe von möglichem
asbesthaltigem Material in der Steiermark für mein Ressort bestehen. 

Das Inverkehrbringen asbesthaltigen Materials ist in Österreich grundsätzlich nicht verboten. Das Verbot
bezieht sich auf Materialien mit künstlich beigefügtem Asbest, nicht jedoch auf natürlich vorkommende
Gesteine, weshalb es nicht verwunderlich ist, dass etwa im Bankett von Straßen oder generell im
Bauwesen einzelne Gesteine Asbest beinhalten können. Sollte der Bundesgesetzgeber hier eine
„Regelungslücke“ erkennen, so wäre es an ihm, tätig zu werden (vgl. https://www.burgenland.at/news-
detail/taskforce-burgenland-fordert-bund-muss-regelungsluecken-bei-asbest-schliessen/).

 

18. Was ist Ihnen konkret über den Einsatz von belastetem Material im Bereich des
Geothermieprojekts in Neudau bekannt?

19. Wurden in diesem Zusammenhang behördliche Prüfungen durchgeführt? Wenn ja: mit
welchem Ergebnis?

20. Wenn nein, warum nicht?

21. Welche Maßnahmen wurden hinsichtlich der Entfernung und fachgerechten Entsorgung
belasteter Materialien gesetzt?

Die Fragen 18 bis 21 dürfen gemeinsam beantwortet werden:

Soweit bekannt, hat die Montanbehörde die Zufahrtsstraßen zum Geothermieprojekt bergbaurechtlich
bewilligt. In den von der Abteilung 13 erteilten naturschutzrechtlichen und wasserrechtlichen
Bewilligungen für das gegenständliche Projekt gibt es keine rechtliche Grundlage zur Prüfung einer
allfälligen Asbestproblematik, weshalb hierzu keine Informationen vorliegen können.

Es liegt aber in der Verantwortung des Bauherrn, belastetes Material jeglicher Art fachgerecht zu
entsorgen. Die Beseitigung von privat angeschafftem Schotter auf Privatgrund, aber auch die Beseitigung
von durch die Gemeinden angeschafften Streusplitt auf Gemeindegrund liegen nicht im Wirkungsbereich
des Landes Steiermark.

 

22. Gibt es einen steirischen Aktionsplan im Umgang mit Asbestbelastungen?

23. Wenn ja: Wie sieht dieser konkret aus?

24. Wenn nein: Warum wurde bislang kein solcher Plan erstellt?

25. Inwieweit orientiert sich das Land Steiermark am von Greenpeace vorgeschlagenen Asbest-
Aktionsplan?

26. Welche Vorsorgemaßnahmen werden für die kommenden Monate getroffen, wenn mit einer
erhöhten Faserfreisetzung zu rechnen ist?

Die Fragen 22 bis 26 dürfen gemeinsam beantwortet werden:

Es ist nochmals auszuführen, dass gemäß aller beteiligten Behörden nach derzeitigem Stand keinerlei
Gefährdungen durch Asbest für die Bevölkerung bestehen und es zur Schaffung eines Aktionsplans
rechtlicher Grundlagen bzw. Grenzwerte bedürfen würde, die es bekanntlich nicht gibt.
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Gemäß dem österreichischen Rechtssystem ist es ureigenste Aufgabe des Landtags bzw. Nationalrats,
gemäß der in Art. 10 – 15 B-VG geregelten Kompetenzverteilung Gesetzgebung und Vollziehung
entsprechend zu regeln und eben gerade nicht Aufgabe einer NGO wie Greenpeace.

Zu Greenpeace hält die Task Force Burgenland wie folgt fest: „Punktuelle, willkürlich entnommene
Materialproben würden keiner seriösen, methodisch sauberen Vorgehensweise entsprechen, denn für
die gesundheitliche Bewertung ist die Belastung der Luft mit Asbestfasern das maßgebliche Kriterium –
nicht der bloße Asbestgehalt von Gestein.“ (vgl. https://www.burgenland.at/news-detail/land-burgenland-
wissenschaftlich-fundierte-erkenntnisse-der-taskforce-entscheidend-fuer-massnahmenplan/)

 

27. Wie werden Bürger über potenzielle Risiken informiert?

Selbstverständlich werden Bürger sofort über alle notwendigen Maßnahmen informiert werden, sofern
dies sachlich bzw. fachlich geboten ist. Dies ist – wie bereits mehrfach ausgeführt – zum aktuellen Stand
jedoch nicht der Fall.

 

28. Welche Maßnahmen planen Sie kurzfristig, um die aktuelle Situation zu entschärfen?

Hier darf auf die vorhergehenden Antworten verwiesen werden – es gibt gemäß Ausführungen der
Behörden keine „aktuelle Situation“ zu entschärfen.

Zur Sachlage in Hartberg: Seitens aller mit der Angelegenheit befassten Stellen und Abteilungen wurde
keine Gefahr im Verzug festgestellt. Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass die Beseitigung von
privat angeschafftem Schotter auf Privatgrund (Gehwegen, Bankett usw.) oder privat gebaute Gehwege
samt Banketten nicht in der Zuständigkeit von Gemeinde- oder Landesbehörden liegen. Da keine Gefahr
im Verzug ausgemacht werden konnte, besteht auch keine Möglichkeit, in das Grundrecht auf Eigentum
einzugreifen. Es ist somit an die privaten Grundeigentümer und an die privaten Bauherren und den ihnen
bekannten Lieferketten zu verweisen.

 

29. Welche langfristigen Strategien verfolgen Sie, um vergleichbare Umwelt- und
Gesundheitsrisiken künftig zu verhindern?

Es gibt in der Steiermark nach aktuellem Wissensstand keine wie im Burgenland gearteten Steinbrüche,
weshalb keine „langfristigen Strategien“ möglich sind – es liegt prinzipiell an den einzelnen Gemeinden
sowie an öffentlichen sowie privaten Bauherrn.

Generell wird aus Vorsorgegründen empfohlen, in Zukunft auf die Verwendung von asbesthaltigem
Gestein im Straßenbau zu verzichten. Zudem wird allen steirischen Gemeinden im Rahmen des
Winterdiensts empfohlen, auf jeglichen asbesthaltigen Streusplit zu verzichten und dies über die
Zertifizierung des verkauften Materials sicherzustellen.

Im steirischen Straßenerhaltungsdienst wird im Winterdienst überwiegend Salz beziehungsweise Sole als
Streumittel eingesetzt. Für die Beschaffung von Streusplit in den geringen erforderlichen Mengen ist seit
vielen Jahren in den Ausschreibungsbedingungen ein Passus enthalten, wonach der Split frei von
gefährlichen Schadstoffen sein muss. Der jeweilige Lieferant muss das in den Produktspezifikationen
sicherstellen. Diese Vorgehensweise wird auch allen steirischen Gemeinden im Herbst 2026 empfohlen
werden.
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